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1 Planerfordernis und Planungsziele 

Die Stadt Mühlacker setzt sich, wie auch viele weitere Kommunen und Gemeinden in Baden-

Württemberg, dafür ein, die Energiewende in Deutschland voranzutreiben. Um künftig den Anteil 

fossiler Brennstoffe nachhaltig zu reduzieren, bedarf es flächendeckend eines erhöhten Ange-

bots an erneuerbaren Energien, insbesondere an nachhaltig produziertem Strom. Diesem Ziel 

folgend, sollen große Flächen in und um die Gemeinden und Städte in Deutschland zur Solar-

energiegewinnung und nachhaltigen Stromerzeugung herangezogen werden.  

Um zukünftig die Gewinnung alternativer Energieformen auch in der Stadt Mühlacker zu sichern, 

soll im Stadtteil Großglattbach eine PV-Freiflächenanlage westlich des Ortes errichtet werden. 

Die Leistung soll insgesamt ca. 9,5 MWp betragen. 

Das Areal wird aktuell als landwirtschaftliche Fläche genutzt. In Bezug auf den Ertrag besitzt 

die Fläche allerdings eine eher geringe Bodenqualität, sodass sich die Entwicklung hin zu ei-

ner Fläche, die die Aufstellung von Sonnenkollektoren ermöglicht, im Vergleich zu Standorten 

mit hochwertigeren Böden als gangbare Nutzungsform darstellt. Zudem ist das Errichten der 

PV-Anlagen an dieser Stelle auch aus topografischer Sicht sinnvoll, da das Areal nach Süden 

abfällt. Zur Kollektion und Einspeisung ins öffentliche Netz, sowie der Wartung der techni-

schen Geräte, sind die dafür notwendige technische Infrastruktur sowie verkehrstechnische 

Anlagen zur Erschließung des Plangebiets vorgesehen. Um die Fläche unter den Solarmodu-

len optimal auszunutzen, wird diese Fläche durch entsprechende Ansaat als landwirtschaftli-

che Nutzfläche zur Beweidung für unterschiedliche Nutztiere entwickelt. Erschlossen wird das 

Gebiet über die angrenzenden Feldwirtschaftswege.  

Um den Ausbau erneuerbarer Energien voranzutreiben, fördert die Bundesregierung durch die 

Verabschiedung von bspw. dem sogenannten „Osterpaket“ aus dem Sommer 2022 und der No-

vellierung und Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes die Errichtung von Solarfreiflächenan-

lagen. Sie stellt damit klar, dass der Ausbau beschleunigt werden muss und vorrangig zu be-

trachten ist, um die Energiewende zu schaffen. 

In § 2 der EEG-Novelle, vom 29.07.2022, heißt es folglich: »Die Errichtung und der Betrieb von 

Anlagen sowie den dazugehörigen Nebenanlagen liegen im überragenden öffentlichen Interesse 

und dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treib-

hausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils 

durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht werden.« 

Im Februar 2023 hat der Landtag von Baden-Württemberg das Klimaschutz- und Klimawandel-

anpassungsgesetz Baden-Württemberg verabschiedet. Mit diesem Gesetz wird das Klimaschutz-

gesetz aus dem Jahr 2013, das in den Jahren 2020 und 2021 novelliert wurde, fortentwickelt.  

Mit der Fortentwicklung wird unterstrichen, dass mit voranschreitendem Klimawandel die am-

bitionierten Bemühungen beim Klimaschutz stärker als bislang auch noch um Maßnahmen zur 

Anpassung an die unvermeidbaren Folgen des Klimawandels ergänzt werden müssen (»Kli-

mawandelanpassung«). 

Mit dem Gesetz entspricht das Land dabei den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts, 

wonach das Staatsziel Umweltschutz im Grundgesetz neben dem Bund auch die Länder zum 

Klimaschutz verpflichtet und trägt dem Umstand Rechnung, dass »die Klimaschutzziele des 

Bundes ohne Durchführungsmaßnahmen und eigene Gesetzgebung in den Bundesländern 

gar nicht zu erreichen« sind. Ergänzend zum Klimaschutz ist nach dem Gericht die Klimawan-

delanpassung sicherzustellen. 

Zentrales Element des Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetzes Baden-

Württemberg sind die Klimaschutzziele für die Jahre 2030 und 2040. Sie geben die Richtung 
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für die Klimapolitik des Landes vor. Das 2030-Ziel wird nun auch für einzelne Sektoren wie 

zum Beispiel die Energiewirtschaft, die Industrie oder den Verkehr durch »Sektor-Ziele«, also 

konkrete Einsparvorgaben beim Treibhausgasausstoß, handhabbar gemacht. Um diese Ziele 

zu erreichen, wurde das Instrument des »Klima-Maßnahmen-Registers« entwickelt, in dem die 

Maßnahmen der Landesregierung zum Schutz des Klimas einheitlich, übergeordnet und fort-

laufend geführt werden. 

Die vorliegende Planung entspricht somit den energie- und klimaschutzpolitischen Zielsetzungen 

und -vorgaben des Bundes, sodass die Stadt Mühlacker durch die Errichtung der PV-

Freiflächenanlage in diesem Entwicklungsprozess, weg von fossilen Energieträgern hin zum 

konsequenten Ausbau erneuerbarer Energien vorbildhaft voranschreiten kann.  

Um die planungsrechtlichen Grundlagen für eine Baugenehmigung zu schaffen, ist für die 

PV-Freiflächenanlage die Erstellung eines Bebauungsplans und die FNP-Änderung im Pa-

rallelverfahren erforderlich. Gemäß dem Flächennutzungsplan ist das Areal als landwir t-

schaftliche Fläche gekennzeichnet. Eine Entwicklung und Umnutzung des gesamten Areals 

hin zu Erzeugung von regenerativer Energie entspricht den Entwicklungszielen der Stadt 

Mühlacker.  

2 Lage und Abgrenzung, örtliche Gegebenheiten, Topografie  

Das Plangebiet befindet sich ca. 600 m westlich der Ortslage von Großglattbach und grenzt im 

Norden an eine Waldfläche, die gleichzeitig ein FFH-Gebiet darstellt. Ca. 130 m südlich der ge-

planten Anlage verläuft die L 1125. 

Das Gelände fällt nach Süden und in geringerem Maß nach Westen ab. Der maximale Hö-

henunterschied innerhalb des Plangebiets beträgt knapp 30 m und resultiert in Geländenei-

gungen von bis zu 9 %. 

Der räumliche Geltungsbereich ist dem zeichnerischen Teil des Bebauungsplans zu entneh-

men. Das Plangebiet umfasst eine Fläche ca. 8,99ha und beinhaltet die Flurstücke Nr. 1190, 

1191, 1195, 1196, sowie Teilflächen der Flurstücke Nr. 1194, 1197 und 1198. 

Bei der für das Vorhaben in Anspruch genommenen Fläche handelt es sich um eine großflä-

chige, strukturarme landwirtschaftliche Nutzfläche (hauptsächlich Getreideanbau). Grünland 

findet man vor allem auf waldnahen Parzellen in der weiteren Umgebung des Vorhabens, 

die zumeist als Obstbaumwiesen mit überwiegend Hochstamm-Obstbäumen angelegt sind. 

Auch Baumhöhlen sind vorhanden. Im nördlich angrenzenden Waldrand stehen größere E i-

chen, Buchen, Kiefern und Tannen. Im Norden bzw. Nordosten grenzt das Plangebiet an 

kleinere Obstbaumbestände. 

Abb. 2: Blick von Südwesten (L 1125 / Dürmenzer Weg) auf das Plangebiet 
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3 Planungsrecht 

3.1 Vorgaben der Regionalplanung 

Im gültigen Regionalplan des Regionalverbandes Nordschwarzwald, Raumkarte Blatt Nord, ist 

der Planbereich als Vorranggebiet für die Landwirtschaft (Z), mit Flächen für Erholung und 

Tourismus (G), sowie dem Bodenschutz (G) dargestellt. Die Umnutzung der Fläche zum So-

larpark widerspricht somit zunächst in Bezug auf die Zielsetzung des Vorrangs einer landwirt-

schaftlichen Gebietsfläche den Belangen der Raumordnung. Jedoch wird durch die Bewei-

dung und eine spätere landwirtschaftliche Wiedernutzbarmachung der Fläche das Ziel der 

Raumordnung zukünftig gesichert, sodass den Belangen der Raumordnung langfristig gese-

hen nichts entgegensteht. 

Gemäß § 21 KlimaG sollen zukünftig mindestens 0,2  % der jeweiligen Regionsfläche für die 

Nutzung von Fotovoltaik auf Freiflächen festgelegt werden. Die Regionalpläne sind bis zum 

30.09.2025 entsprechend anzupassen. Insofern greift der Bebauungsplan den Zielen des 

KlimaG vor.  

3.2 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Mühlacker – Ötisheim 

ist das Plangebiet als landwirtschaftliche Fläche ausgewiesen. Da der Bebauungsplan im Re-

gelverfahren aufgestellt wird und mit seinem Sonstigen Sondergebiet für PV-Anlagen nicht aus 

dem FNP entwickelt ist, wird der FNP im Parallelverfahren geändert.  

3.3 Bestehendes Bau- und Planungsrecht 

Nach derzeitigem Planungsrecht befindet sich die Fläche im Außenbereich. Ohne Bebau-

ungsplan wäre der § 35 BauGB anzuwenden. 

 

 

Abb. 3: Ausschnitt Regionalplan Nordschwarzwald 
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3.4 Vorhabenbezogener Bebauungsplan 

Die Stadt bestimmt durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan die Zulässigkeit des 

Vorhabens im Geltungsbereich, weil der Vorhabenträger auf der Grundlage eines mit der Stadt 

abgestimmten Plans zur Durchführung der Vorhaben und der Erschließungsmaßnahmen 

(Vorhaben- und Erschließungsplan) bereit und in der Lage ist und sich zur Durchführung in-

nerhalb einer bestimmten Frist und zur Tragung der Planungs- und Erschließungskosten ganz 

oder teilweise vor dem Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan nach § 10 (1) verpflichtet 

(Durchführungsvertrag).  

Die Stadt hat auf Antrag des Vorhabenträgers über die Einleitung des Bebauungsplanver-

fahrens nach pflichtgemäßem Ermessen entschieden. Der Vorhaben- und Erschließungs-

plan wird Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. Im Bereich des Vorhaben- 

und Erschließungsplans ist die Gemeinde bei der Bestimmung der Zulässigkeit der Vorha-

ben nicht an die Festsetzungen nach § 9 und nach der aufgrund von § 9 a BauGB erlasse-

nen Verordnung gebunden.  

Wird in einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan für den Bereich des Vorhaben- und Er-

schließungsplans durch Festsetzung eines Baugebiets aufgrund der Baunutzungsverord-

nung oder auf sonstige Weise eine bauliche oder sonstige Nutzung allgemein festgesetzt, ist 

unter entsprechender Anwendung des § 9 (2) BauGB festzusetzen, dass im Rahmen der 

festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich 

der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag (hier: Rahmenvereinbarung) verpflichtet. Än-

derungen der Rahmenvereinbarung oder der Abschluss einer neuen Rahmenvereinbarung 

sind zulässig. 

Abb. 4: Flächennutzungsplan, Geltungsbereich Bebauungsplan 
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Abb. 5: Lageplan 

4 Plankonzept 

4.1 PV-Anlage 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

PV-Module 

Auf dem Areal sollen PV-Anlagen zur Erzeugung von Strom errichtet werden. Durch die 

Hangneigung nach Süden und in geringerem Maße nach Westen ist die Fläche für diese Nut-

zung gut geeignet. Um das Areal optimal zu nutzen und den maximalen Ertrag zu erzielen, sind 

die Module in reihenförmiger Anordnung parallel zu den Grundstückgrenzen von Nord nach Süd 

in einem Abstand aufgestellt, der das Optimum zwischen maximaler PV-Fläche und minimaler 

gegenseitiger Verschattung darstellt und zu Wartungszwecken ein Befahren zwischen den Anla-

gen zulässt. Zur Vermeidung von Blendeffekten entlang der Kreisstraße werden im südlichen 

Bereich schwenkbare PV-Module (so genannte Tracker) installiert, die sich entsprechend dem 

Sonnenstand ausrichten. Senkrecht zu den PV-Reihen und auch parallel zum Hang sind zur 

besseren Erreichbarkeit breitere Bereiche freigelassen. Diese Flächen sind, da nur gelegent-

lich befahren, nicht befestigt, soweit sie nicht als Feuerwehrzufahrt benötigt werden.  

PV-Nebenanlagen, technische Aspekte  

Zur Aufnahme des erzeugten Stroms sind innerhalb der Anlage fünf Transformator-Anlagen 

vorgesehen. Um das Risiko von Diebstahl oder mutwilligen Beschädigungen von PV-
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Modulen zu minimieren, ist die Absicherung durch einen hohen, stabilen Zaun unabdingbar. 

Zusätzlich ist die Installation einer Video-Überwachung erforderlich.  

Die Aufständerung der PV-Module erfolgt mittels Stahlkonstruktionen. Die Pfosten bzw. Auf-

ständerungen der Modultische bzw. der Tracker werden in den Boden gerammt. Gesonderte 

Punktfundamente sind nicht erforderlich. 

Die gewonnene Energie wird über vorhandene Feldwege einem Übergabepunkt in Großglatt-

bach zugeleitet.  

Weidenutzung 

Die Fläche unter den Modulen dient als landwirtschaftliche Nutzfläche. Vorgesehen ist eine 

Beweidung der Fläche mit Rindern (Mutterkühe und Kälber). Grundsätzlich ist jedoch die Hal-

tung anderer Weidetiere denkbar. Die Aufständerung der PV-Module ist so gewählt, das keine 

Behinderungen für die Weidenutzung zu erwarten sind. 

Zusätzlich kann in kleineren variablen, provisorisch abgezäunten Bereichen Geflügelhaltung 

als Freilandhaltung unter Verwendung mobiler Ställe erfolgen.  

Sta l lgebäude 

Für die Tierhaltung ist ein Stallgebäude erforderlich, das im Norden der Anlage errichtet wird 

und als Offenstall geplant ist. Es dient gleichzeitig der Lagerung von Futter und Geräten; es ist 

davon auszugehen, dass ca. 2/3 der Fläche für die Tierhaltung genutzt werden. Das Gebäu-

dedach wird auf der Südseite ebenfalls mit PV-Modulen belegt. Um möglichst viele Module 

anbringen zu können wird das Dach einhüftig mit der größeren Fläche nach Süden errichtet.  

Grünkonzept  

Um den Eingriff in das Landschaftsbild zu mindern und die ökologische Vernetzung innerhalb 

dieses Gebiets zu verbessern, werden Heckenstreifen angelegt. Die Eingrünung der Randbe-

reiche wird an den Stellen vorgenommen, die besonders gut einsehbar sind, vornehmlich die 

Ostseite entlang des Weges Flst. 1176, die Westseite entlang des Weges Flst. 1205 sowie die 

südliche Grenze zu Flst 1199. In den Bereichen mit bestehendem Streuobstbestand (Nordost-

Bereich) kann auf eine Eingrünung verzichtet werden, da hier der Übergang von den techni-

schen Bauwerken zur natürlichen Landschaft durch bestehende Vegetation abgemildert wer-

den kann. Sollte die dort bestehende Streuobstwiese in Zukunft einmal entfallen, sind entlang 

der dortigen Plangebietsgrenzen Heckenpflanzungen zu ergänzen. Im Nordwesten soll ent-

lang des Waldrandes der Übergang von PV-Anlage zu Landschaft/Wald ebenso durch eine 

Streuobstwiese erfolgen. Die Streuobstwiese wird neu angelegt und fungiert auch als natur-

schutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme.  

Die Eingrünung an den Randbereichen erfolgt durch die Anlage von freiwachsenden Naturhe-

cken. Bereiche, in denen die Grenze des Plangebiets und damit auch die Eingrünung einzelne 

Grundstücksparzellen zerschneidet, ist eine Bepflanzung mit lockeren Strauchgruppen vorge-

sehen, die bei Aufgabe der Anlage wieder entfernt werden können.  

4.2 Verkehrserschließung 

Das Gebiet wird über Feldwege erschlossen. An das übergeordnete Wegenetz wird das Plan-

gebiet über den nördlichen Feldweg (Lomersheimer Weg) angebunden. Von den Feldwegen 

führen bis zu sieben Zufahrten in das Gebiet, um eine leichte Zugänglichkeit der einzelnen Be-

reiche zu gewährleisten und den Forderungen des Brandschutzes Rechnung zu tragen.  
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4.3 Ver- und Entsorgung 

Der durch die PV-Paneele auf dem Plangebiet eingesammelte und eingespeicherte Solar-

strom wird über im Erdboden verlegte Stromleitungen in das öffentliche Netz eingespeist. Die 

für die Versorgung notwendige Wasserleitung (Schlauchleitung) wird den größten Teil der 

Strecke parallel geführt. Beide Leitungstrassen folgen zunächst dem Feld- und Wirtschaftsweg 

Flst. 1136 und biegen dann nach Süden auf den Weg Flst. 1057 ab. Die Stromtrasse wird in 

gerader Weiterführung unter der L 1125 hindurch auf deren südliche Seite geführt und verläuft 

anschließend parallel zur Landesstraße bis zur Umspannstation der EnBW, die sich am Kreis-

verkehr des Ortseingangs von Großglattbach befindet. Die Wasserleitung biegt nach knapp 

100 m auf den Weg Flst. 1056 ab (Wegtrasse vor Ort nicht nachweisbar), der auf den nach 

Westen zeigenden Anschluss der Eulerstraße führt. Dort erfolgt der Anschluss an das Wasser-

leitungsnetz. Anfallendes Abwasser im Stall (verdünnte Jauche, z. B. durch Reinigung), sowie 

Jauche wird in die Jauchegrube geleitet. Die Jauche wird nach den geltenden landwirtschaftli-

chen Bestimmungen auf die Felder/Wiesen ausgebracht. 

4.4 Gefahrenabwehr – Brandvorsorge  

Durch äußere Einwirkungen aber auch elektrische Fehlfunktionen kann ein Schadenfeuer bei 

PV-Modulen grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. Eine Brandlast können einzelne 

Komponenten der Solarmodule selbst, aber auch Kabel und sonstige elektrische Installationen 

wie Umspannvorrichtungen oder Wechselrichter sein. Darüber hinaus sind die Brandschutz-

bestimmungen für das landwirtschaftliche Betriebsgebäude zu beachten.  

Aufgrund des Fehlens eines leistungsfähigen Wasseranschlusses (Forderung: ca. 800 l/min 

über 2 Stunden) ist die notwendige Löschwassermenge (96 m³) am Ort vorzuhalten. Um et-

waige Verluste durch Leckagen oder Verdunstung auszugleichen, beträgt das Volumen der 

gelagerten Löschwassermenge ca. 150 m³. Das Becken hält einen ausreichenden Abstand 

vom landwirtschaftlichen Gebäude als Hauptbrandlast ein und ist leicht anfahrbar. Infrage 

kommt grundsätzlich eine Zisterne oder Löschwasserbecken – das Konzept sieht letzteres 

vor. Die Wasserversorgung erfolgt durch eine Schlauchleitung für die Versorgung der Tiere 

Abb. 6: Leitungstrassen 
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und sonstigen Verbrauch. Durch diese können gleichzeitig Verluste am Löschwasservorrat 

ausgeglichen werden. Gleichzeitig wird anfallendes Niederschlagswasser dem Löschwas-

serbecken zugeleitet.  

Bei der Anlage von Feuerwehrzufahrten ist die VWV-Feuerwehr zu beachten. Die Erreichbar-

keit für Feuerwehrfahrzeuge ist über insgesamt vier Zufahrten gesichert: im Westen über den 

Weg Flst. 1205, im Osten über die Wege Flst. 1188 und Flst 1176. Im Norden wird parallel 

zum Weg Flst. 1188 eine Zufahrt hergestellt, die eine Anbindung über den Lomersheimer Weg 

sichert. Das geplante Löschwasserbecken ist über eine zusätzliche Zufahrt erreichbar, die 

gleichzeitig eine Verbindung nördlich des Stallgebäudes in Richtung Weg Flst. 1188 herstellt. 

(→ Siehe Abb. 5 S. 18) 

5 Belange der Landwirtschaft 

Al lgemein 

Grundsätzlich besteht eine Flächenkonkurrrenz zwischen Landwirtschaft und PV-Anlagen, da 

die betreffenden Flächen aus der direkten landwirtschaftlichen Produktion genommen werden. 

Aus diesem Grund sollten keine Flächen mit hochwertigen Böden beansprucht werden, was 

im vorliegenden Fall auch weitestgehend beachtet ist.  

Berücksicht igung der Bodengüte  

Zur Beurteilung der Bodengüte wurde zunächst die Flächenbilanzkarte herangezogen. Die-

se kann allerdings kleinräumigere Änderungen der Bodenqualität nicht berücksichtigen, d.  h. 

sie mittelt unterschiedliche Werte über größere Teile der Grundstücksfläche, woraus sich 

deutliche. Unterschiede ergeben können. Die Grundstückseigentümer haben durch die lang-

jährige landwirtschaftliche Nutzung ein detailliertes kleinräumiges Bild der jeweiligen Boden-

verhältnisse. Im konkreten Fall nimmt allgemein gesehen die Bodengüte von Westen nach 

Osten deutlich ab. Die besten Bodenqualitäten finden sich im Südwesten. Dieser Bereich ist 

nicht im Plangebiet enthalten. 

Auswirkung auf  die Bodengüte  

Im Gegenzug sind durch eine solare Nutzung auch positive Aspekte für den Boden zu erwar-

ten, da die Fläche mit einer mehrjährigen Saatgutmischung begrünt wird. Neben einer starken 

Nitratreduktion, die sich positiv auf den Grundwasserhaushalt auswirkt, ist eine Aktivierung 

des Bodenlebens durch höhere mikrobiologische Aktivitäten sowie eine Dämpfung der Nähr-

stoffdynamik zu erwarten. Somit können positive Regenerationseffekte auf der Fläche wirken, 

von denen bei einer späteren Rückführung in eine landwirtschaftliche Fläche auch die Land-

wirtschaft profitieren kann. 

6 Belange des Natur- und Artenschutzes 

6.1 Schutzgebiete 

Im Geltungsbereich befinden sich keine Biotope oder andere aufgrund anderer gesetzlicher 

Grundlagen geschützte Gebiete.  

6.2 NATURA-2000-Vorprüfung 

Nach § 34 (1) BNatSchG sind Vorhaben auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen der 

Natura 2000-Gebiete zu überprüfen, auch wenn sie diese nur tangieren. 
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Im konkreten Fall ist zu klären, ob das Vorhaben einzeln oder im Zusammenhang mit anderen 

Projekten oder Plänen geeignet ist, das Natura 2000-Gebiet in seinen für die Erhaltungsziele 

entscheidenden Bestandteilen erheblich zu beeinträchtigen. 

Teile des Vorhabengebiets befinden sich innerhalb eines Wildtierkorridors und beinhalten Bio-

topverbundflächen mittlerer und trockener Standorte. Weitere für die Natura-2000-Vorprüfung 

relevante Bereiche befinden sich außerhalb des Plangebiets. Die Waldfläche nördlich des 

Plangebiets gehört zum FFH-Gebiet 7018-342 Enztal bei Mühlacker, weiter östlich befindet 

sich das Vogelschutzgebiet 7019-441. 

Der Managementplan der vorgenannten Gebiete nennt in der Maßnahmenkarte für das Um-

feld des Vorhabens folgende Maßnahmen, mit denen die Erhaltungs- und Entwicklungsziele 

erreicht werden sollen. 

 Erhaltung des Waldmeister-Buchenwaldes mit seiner lebensraumtypischen 

Artenzusammensetzung, Habitatausstattung und den lebensraumtypischen 

Standortverhältnissen 

 Erhaltung von Alt- und Totholz 

 Erhaltung der naturnahen Waldwirtschaft 

 Erhaltung krautreicher, besonnter Säume 

 Erhaltung der für Fledermäuse erforderlichen Habitatausstattung (Baumhöh-

len und Gebäude als Quartiere, Höhlen, Stollen, Keller als Winterquartier), 

Flugrouten 

 Erhaltung des Verbunds von Lebensräumen und Lebensstätten 

 Erhaltung der Lebensstätten der Arten 

 Erhaltung von Grünlandgebieten, Magerrasen, extensiv genutzten Ackerflä-

chen und Streuobstwiesen mit Hochstamm-Obstbäumen 

 Erhaltung der Habitate von Ameisen als Nahrungsgrundlage für Vogelarten. 
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Die Vorprüfung kommt zum Ergebnis, dass eine Beeinträchtigung nicht zu befürchten ist. Die 

Nutzung findet auf intensiv genutzten Ackerflächen statt. Wald und Waldrand bleiben unbe-

rührt, ein Waldabstand von 30 m wird eingehalten, betriebsbedingte Wirkungen wie Lärm oder 

Lichtemissionen gehen von der Anlage nicht aus. Der Obstbaumbestand im Nordosten bleibt 

erhalten. Eine gesonderte Verträglichkeitsuntersuchung ist daher nicht erforderlich. [8] 

6.3 Artenschutz 

Zur Untersuchung der artenschutzrechtlichen Belange wurde eine spezielle artenschutzrecht-

liche Prüfung [7] vorgenommen, sowie eine artenschutzrechtliche Einschätzung hinsichtlich 

feldbrütender Vogelarten. 

6.3.1 Überörtliche Vorgaben 

Geschützte Landschaf tsbestandtei le  

Innerhalb des Plangebiets sind keine geschützten Landschaftsbestandteile zu verzeichnen. 

Folgende Biotope befinden sich in einer Entfernung von maximal 150 m zum Vorhaben: 

 FFH-Gebiet 7018-342 Enztal bei Mühlacker 

 Biotop Hohlweg am Lomerhsheimer Weg 

 Biotop Steinriegel im Gewann Grube 

 Biotop Hecken an der L 1125 westlich Großglattbach 

W ildt ierkorr idor  

Das Plangebiet greift bis zu ca. 160 m in die gemäß Generalwildwegeplan ausgewiesenen 

Wildtierkorridore Enkertsrain / Mühlacker (Neckarbecken Bedeutung) – Stromberg / Sternen-

fels (Strom- und Heuchelberg) ein. Die Korridore selbst haben eine Breite von ca. 1.000 m. 

Biotopverbundf lächen  

Das Plangebiet tangiert Biotopverbundflächen (1.000 m-Suchraum) sowohl für mittlere Stand-

orte (schmaler Streifen im Norden) als auch für trockene Standorte (südöstlicher Bereich). 

Abb. 7: Schutzgebiete (Quelle: LUBW, 30.08.2022) 
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6.3.2 Fauna 

Vögel  

Bei mehreren Begehungen wurden im Umfeld das Plangebiets 25 Vogelarten nachgewiesen, 

weit überwiegend im angrenzenden Wald bzw. am Waldrand und in den Obstbaumbeständen. 

Zu den gefährdeten Arten zählen dabei Feldlerche und Star; die drei beobachteten Spechtar-

ten sind streng geschützt. Bei den Offenlandarten wurde besonders häufig die Feldlerche beob-

achtet. Es ist davon auszugehen, dass alle geeigneten Flächen von ihr besiedelt sind. Ein Re-

vier der Feldlerche ist von der Maßnahme unmittelbar betroffen, ein weiteres, sehr nahe am 

südwestlichen Rand der Anlage, möglicherweise ebenfalls. 

Rept i l ien  

An den Randbereichen zum angrenzenden Wald wurde westlich des Plangebiets das Vor-

kommen der Zauneidechse nachgewiesen. Die angrenzenden Äcker sind wegen der intensi-

ven Bewirtschaftung weder als Nahrungshabitat noch als Lebensstätte geeignet.  

Weitere Planungsrelevante Ar ten  

Das angrenzende Wald- / FFH-Gebiet ist als Lebensraum von Arten des Anhangs 2 der FFH-

Richtlinie ausgewiesen (Bechsteinfledermaus, Großes Mausohr, Spanische Flagge und grünes 

Besenmoos): Da eine Inanspruchnahme von Waldflächen nicht erfolgt, werden die genannten 

Arten durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt. Es gehen von der Anlage auch keine Emissionen 

(Licht, Lärm) aus, die erhebliche Störungen hervorrufen könnte. Die beanspruchten Intensiv-

ackerflächen, sind kein essenzielles Teilhabitat. Auch eine Beeinflussung von Flugrouten ist nicht 

zu erwarten.  

6.3.3 Konfliktvermeidung / CEF-Maßnahmen 

Vermeidung von Verbotstatbeständen  

Baumaßnahmen haben außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit der betroffenen Vogelarten zu 

erfolgen, um die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG zu vermeiden. Aus dem gleichen 

Grund dürfen während der Bauzeit keine unmittelbaren Störungen auf das angrenzende FFH-

Gebiet ausgehen.  

Maßnahmef läche M  1  

Die Fläche wird als Streuobstwiese mit einer als extensive Wiese zu entwickelnden Unter-

pflanzung angelegt. Sie dient der Eingrünung der Maßnahmefläche im Norden, bildet einen 

waldsaumartigen Übergang zwischen FFH-Gebiet und PV-Anlage und stellt gleichzeitig eine 

Ausgleichsfläche für den planerischen Eingriff dar, der in der Bilanzierung entsprechend 

bewertet wurde.  

Einsaat  unter  den Modulen  

Die Einsaat sichert die Anreicherung des Bodens mit Stickstoff und stellt eine geeignete Nah-

rungsgrundlage für die Weidetiere dar.  

CEF-Maßnahme / Monitor ing  

Die von der Maßnahme betroffenen Reviere sind im räumlichen Zusammenhang zu ersetzen 

(Maßnahme E 1). Die bereits von der Feldlerche besiedelten Bereiche sind für diese Maßnah-
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me geeignet, die nicht besiedelten Flächen dürften von der Feldlerche auch künftig gemieden 

werden. Da die Lerchendichte auf den verbleibenden Flächen folglich erhöht werden muss, ist 

die Anlage von 4 Lerchenfenstern erforderlich. Dabei werden durch kurzzeitiges Aussetzen 

der Sämaschine Störstellen im Acker (vorzugsweise Wintergetreide) mit einer Fläche von ca. 

20 m² und einer Verteilung von 2 Stück/ha geschaffen. Es ist darauf zu achten, dass die Ler-

chenfenster nicht zu nah an Wegen und Fahrgassen liegen (Abstand 25 m), sonst können 

Beutegreifer entlang dieser Wege die Nester erreichen. Aus dem gleichen Grund sollte der 

Abstand zu Gehölzen und Gebäuden mindestens 50 m betragen. Die Lage der Fenster kann 

von Jahr zu Jahr variieren. 

Die zusätzliche Anlage von Blühstreifen sichert ein ausreichendes Nahrungsangebot für 

die Feldlerche. Erforderlich sind 2 mehrjährige Blühstreifen von jeweils 1.000 m² Fläche. 

Eingesät werden kann z.  B. die typische Pflanzenauswahl für Schmetterlings- und Wild-

bienensaum. 

Die für die Umwandlung vorgesehene Fläche befindet sich auf der Gemarkung Wiernsheim im 

Gewann »Steinbiegel« und wird zurzeit intensiv ackerbaulich genutzt. 

Die genannten Maßnahmen sind als CEF-Maßnahmen (vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen) 

vor Baubeginn durchzuführen und die Funktion sicherzustellen. CEF-Maßnahmen und CEF-

Flächen sind dauerhaft zu sichern. Die fachgerechte Durchführung dieser Maßnahme wird 

durch eine ökologische Baubegleitung gesichert. Durch das nachfolgend durchzuführende 

über die ersten drei Jahre erfolgende jährliche Monitoring der Feldvögel wird die Wirksamkeit 

der Maßnahme in der Folgezeit überprüft. Bei mangelnder Wirksamkeit werden ergänzende 

oder korrigierende Mittel ergriffen [7]. 8.1 

Insektenfreundl iche Beleuchtung  

Die festgesetzte Beleuchtungsart hat durch einen geringem UV- und Blaulicht-Anteil im 

Lichtspektrum einen vergleichsweise geringem Einfluss auf nachtaktive Insekten. Dies ist 

am einfachsten durch entsprechende insektendichte LED-Lampen zu erreichen, deren 

Oberflächentemperatur gleichzeitig harmlos für Insekten ist. Ein weiterer Beitrag zur Scho-

nung der Insektenwelt ist die Beschränkung der Fernwirkung durch Ausrichtung des Licht-

kegels nach unten sowie das Einschalten der Beleuchtung über einen Bewegungsmelder 

nur bei Notwendigkeit. 

Übr ige Ar ten  

Die Fortpflanzungs- und Ruhestätten werden durch das Vorhaben nicht tangiert, jedoch ist bei 

der Zauneidechse vorsorglich die Schonung des Waldrandes bei der Durchführung des Vor-

habens (Baunebenflächen) zu beachten.  

Rein igungsarbei ten  

Durch das Verbot von Reinigungsmitteln wird der Eintrag von wassergefährdenden Stoffen in 

das Erdreich vermieden. 

7 Umweltbericht 

Zur Klärung der Auswirkungen auf die Schutzgüter von Naturhaushalt und Landschaftsbild 

einschließlich Eingriffs- Ausgleichsbilanz wurde ein Umweltbericht erstellt. [14]. In diesem 

werden der Umweltzustand sowie die Eingriffe in die Schutzgüter beschrieben und daraus 
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notwendige Maßnahmen abgeleitet, mit dem Ziel, eine ausgeglichene Eingriffs- und Aus-

gleichsbilanz zu erhalten. Der Umweltbericht berücksichtigt dabei auch die Ergebnisse der 

NATURA-2000-Vorprüfung sowie der speziellen artenschutzfachlichen Prüfung. 

7.1 Schutzgut Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt 

Bestand 

Bei der Eingriffsfläche handelt es sich um Acker mit fragmentarischer Unkrautvegetation; die 

Bedeutung für das Schutzgut wird als gering eingestuft. 

Auswirkungen 

Vorgesehen ist eine Bestückung mit Solarmodulen, der Bau von Umspann- und Gleichrichter-

anlagen und eines Löschwasserteichs sowie eines Stallgebäudes. Notwendige Wege und 

Flächen für die Feuerwehr werden teilversiegelt.  

Die Flächen unter den Solarmodulen werden weiterhin landwirtschaftlich als Beweidefläche 

genutzt. Die Bedeutung für das Schutzgut ist damit höher als reine Ackernutzung. Die Anlage 

von Heckenstrukturen ist geeignet, lokal die biologische Vielfalt zu erhöhen. Zusätzlich hat die 

geplante Streuobstwiese im Norden der Anlage einen positiven Aspekt. 

Hinsichtlich übergeordneter Fachplanungen (Biotopverbund, Generalwildwegeplan) sowie Fau-

na und Flora einschließlich Minderungs- und CEF-Maßnahmen wird auf die spezielle arten-

schutzfachliche Prüfung verwiesen. (→ Abschnitt 6.3). 

7.2 Schutzgut Landschaftsbild 

Situat ion 

Das Plangebiet liegt – im Norden von einer Waldfläche begrenzt – in der feien Landschaft 

und fällt nach Süden und Westen ab. Die Anlage ist außer von Norden bzw. Nordosten gut 

einsehbar. Nördlich verläuft ein Rad- und Fernwanderweg. Durch den Eingriff gehen keine 

für die Region außergewöhnliche Landschaftsstrukturen verloren. Die Bedeutung für dieses 

Schutzgut ist gering, die Fläche ist jedoch aufgrund der exponierten Lage empfindlich ge-

genüber dem geplanten Eingriff.  

Auswirkung 

Insbesondere von Westen ist eine freie Sicht über eine größere Entfernung gegeben. Lokal 

kann vom Fernwanderweg im Norden über die Anlage hinweggesehen werden; eine zusätzli-

che Abschirmung erfolgt durch vorhandene Streuobstbestände und das landwirtschaftliche 

Gebäude. 

Die technische Überprägung der Fläche ist als erheblicher Eingriff in das Schutzgut zu be-

werten. Dieser wird durch die geplante Streuobstwiese sowie die Eingrünung durch Hecken 

abgemildert. Die Verwendung von PV-Modulen in Form von Trackern zur Vermeidung etwa-

iger Blendeffekte, sowie die Einschränkungen hinsichtlich Beleuchtung und Werbeanlagen 

dienen gleichfalls der Minimierung des Eingriffs. Ein kompletter Rückbau der Anlage nach 

Ablauf der Nutzungsdauer ist möglich und vorgesehen. Daher ist der Eingriff als temporär zu 

bewerten.  

Die Umwandlung eines ca. 2.000 m² großen Ackers in eine Blühfläche in der Nähe des 

Plangebiets dient nicht nur als Nahrungsfläche für Tiere, sondern auch der Aufwertung und 
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Strukturanreicherung des ansonsten Ackerbaulich geprägten Landschaftsraums. Durch die-

se Maßnahme entsteht zudem eine Aufwertung des Schutzguts Pflanzen und Tiere. Mit die-

sen Maßnahmen ist der Eingriff in das Landschaftsbild schutzgutübergreifend voll kompen-

siert.  

7.3 Schutzgut Fläche / Boden 

Situat ion 

 Nährstoffverfügbarkeit: mittel  

 Funktionserfüllung Filter und Puffer für Schadstoffe: mittel bis hoch 

 Bedeutung als Ausgleichskörper im Wasserhaushalt: stark eingeschränkt 

 Insgesamt mittlere Bedeutung, keine Vorbelastungen, hochempfindlich ge-

genüber Verdichtung und Versiegelung, wenig empfindlich gegenüber dem 

Vorhaben. 

 Empfindlichkeit der Böden gegen Verdichtungen wegen der hohen Bindigkeit. Daher kann es 

während der Bauzeit beim Befahren mit Baumaschinen zu Bodenverdichtungen kommen. 

Auswirkung 

Die Gründung der Solarmodule mittels Rammprofilen ohne Fundamente ergibt nur eine ge-

ringe direkte Inanspruchnahme des Bodens, ein späterer Rückbau ist gewährleistet. Im Be-

reich des Stallgebäudes und der Feuerwehrzufahrten (Schotterwege) findet eine Teilversie-

gelung statt., Die Feuerwehrzufahrten werden ebenfalls bei Abbau der Anlage zurückgebaut 

und der ursprüngliche Zustand wieder hergestellt . Die Begrünung unter den Modulen erhöht 

die Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens. Die Pflanzgebote einschließlich der Anlage einer 

Streuobstwiese dienen u. a. als schutzgutübergreifende Kompensation. Das Verbot der Ver-

wendung von Reinigungsmitteln verhindert den Eintrag von Schadstoffen in den Boden.  

Die rechnerische Gegenüberstellung von Eingriff und Ausgleich zeigt, dass unter Beachtung 

der internen Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen die Kompensation schutzgut-

übergreifend voll kompensiert wird. 

7.4 Schutzgut Wasser 

Es ist lediglich das Grundwasser zu betrachten. Oberflächenwasser ist im Planbereich sowie 

der näheren Umgebung nicht vorhanden.  

Situat ion 

Die Böden weisen gering-durchlässige Eigenschaften auf. Die Bedeutung für die Grundwas-

serbildung ist stark eingeschränkt. Die betroffenen Flächen tragen daher nur in geringem Ma-

ße zur Grundwasserneubildung bei. Das Plangebiet hat für das Schutzgut Wasser nur von ge-

ringer Bedeutung. 

Auswirkung 

Das Schutzgut Wasser ist wenig empfindlich gegenüber der geplanten Nutzung, zumal durch 

die geplante Gründung der PV-Module mit Rammpfählen keine großflächigen Versiegelungen 

entstehen. Durch den späteren Rückbau der Anlage kann der ursprüngliche Zustand wieder-

hergestellt werden. Werden beim Bau grundwasserführende Schichten tangiert, besteht eine 

erhöhte Gefährdung des Eindringens von Schadstoffen in das Grundwasser.  
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Versiegelungseffekte werden entsprechend der Maßnahmen, wie beim Schutzgut Boden be-

schrieben, minimiert. Die Dachbegrünung der Gebäude für die technische Infrastruktur puffert 

kleinräumig Niederschläge ab. 

Die rechnerische Gegenüberstellung von Eingriff und Ausgleich zeigt,  dass unter Beachtung 

der internen Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen die Kompensation schutzgut-

übergreifend voll kompensiert wird. 

7.5 Schutzgut Klima / Luft 

Situat ion 

Das Plangebiet liegt in der freien Landschaft und ist an drei Seiten von landwirtschaftlichen 

Flächen umgeben. Das Plangebiet dient als Kaltluftentstehungsfläche. Die Kaltluft sammelt 

sich entlang der L 1125 und fließt nach Osten in Richtung Großglattbach ab.  

Bewertung /  Auswirkung  

Das Plangebiet trägt zur Durchlüftung von Großglattbach bei. Es hat somit eine mittlere Be-

deutung als siedlungsklimatischer Ausgleichsraum. Die Empfindlichkeit des Schutzguts Klima 

ist gegenüber dem Vorhaben gering.  

Das Vorhaben hat lediglich Auswirkungen auf das lokale Kleinklima. Durch die Unternutzung als 

Grünland (Weide) findet weiterhin eine Kaltluftproduktion statt. Es sind daher keine erheblichen 

Auswirkungen auf das Siedlungsklima von Großglattbach zu erwarten. Eine erhebliche Beeinträch-

tigung der Luftqualität ist ebenfalls auszuschließen. Vielmehr trägt die Erzeugung von Solarenergie 

langfristig zu einer Verringerung von CO2-Emissionen bei und leistet damit einen Beitrag zum Kli-

maschutz. Es sind keine schutzgutbezogenen Kompensationsmaßnahmen erforderlich. 

7.6 Schutzgut Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 

Situat ion 

Die Umgebung ist im Regionalplan als Fläche für Erholung und Tourismus ausgewiesen. 

Nördlich des Plangebiets verläuft ein Radweg in Verbindung mit dem Wanderweg »Strom-

berg-Schwäbischer Wald-Weg (HW 10).Ansonsten befinden sich im Umfeld keine Erholungs-

einrichtungen oder erholungsrelevante Infrastrukturen. 

Bewertung /  Auswirkung  

Das Gebiet hat lediglich eine allgemeine Rolle für die Kurzzeit- bzw. Feierabenderholung. Da 

sich in der Nähe jedoch stark genutzte Rad- und Wanderwege befinden, hat das Vorhaben 

Auswirkungen auf Nutzungen dieser Art. Durch die technische Überprägung der Landschaft 

kann es zu leichten Beeinträchtigungen der Erholungseignung im Umfeld kommen. Eine Mei-

dung durch Erholungssuchende ist jedoch nicht zu erwarten. Die Anlage wurde entsprechend 

eines erstellten Blendgutachtens [12] so konzipiert, sodass eine Blendung von Verkehrsteil-

nehmern nicht zu erwarten ist.  

Die Höhenbegrenzung der Anlage, der Ausschluss von beleuchteten Werbeanlagen sowie die 

Regelungen zur Einfriedung und Beleuchtung tragen zur Minimierung des Eingriffs bei. Zu-

sätzlich wird die geplante Solaranlage durch die Pflanzung von Gehölzen an den Außengren-

zen des Vorhabengebiets visuell in das Landschaftsbild eingebunden. 
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7.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter, kulturelles Erbe 

Kulturgüter und kulturelles Erbe wie Bodendenkmale oder Baudenkmale sind in innerhalb des 

Planungsgebietes nicht bekannt. Bei der Durchführung der Maßnahme ist das Entdecken ar-

chäologischer Funde oder Befunde bei der Denkmalschutzbehörde meldepflichtig. Nach der-

zeitigem Stand sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut zu erwarten. 

7.8 Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern 

Zwischen den einzelnen Schutzgütern sind keine außergewöhnlichen Wechselwirkungen zu 

erwarten.  

7.9 Zusammenfassung der Maßnahmen zur Minimierung / Kompensation  

Die hinsichtlich des artenschutzrechtlich relevanten Eingriffs durchzuführenden Maßnahmen  

zur Minimierung bzw. zum Ausgleich des Eingriffs sind in Abschnitt 6.3.3 beschrieben. 

Weitere Maßnahmen zur Minimierung sind  

 Interne Wege außer Wege für die Feuerwehr: nicht befestigt, letztere mit wasser-

durchlässigem Belag 

 Verzicht auf die Anwendung von Reinigungsmitteln 

Weitere Maßnahmen zur Kompensation: 

 Entwicklung eines 3 m breiten Gehölzstreifens (A 1) entlang der östlichen und südli-

chen Planungsgebietsgrenze durch Anpflanzung von heimischen Sträuchern 

 Entwicklung eines 3 m breiten Gehölzstreifens aus Strauchgruppen (A 2) entlang der 

südlichen Planungsgebietsgrenze durch Anpflanzung von heimischen Sträuchern 

 Anlage einer Streuobstwiese durch Einsaat und Pflanzung von Streuobstbäumen (M 1) 

 Einsaat der Fläche unter den Modulen mit einer mehrjährigen Saatgutmischung 

(A 3) 

7.10 Bilanzierung 

Die durchgeführte Gegenüberstellung von Eingriff und Ausgleich zeigt, dass durch die Umwand-

lung der Fläche unter den Solarmodulen von Acker in Grünland der Eingriff in das Schutzgut 

Pflanzen und Tiere voll kompensiert wird. Die Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen und 

Tiere sind weitestgehend minimiert und i. S. d. Eingriffsregelung in vollem Umfang kompensiert. 
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Biotoptyp Fläche [m²] Bilanzwert [ÖP] 

Bestandsbewertung  

Acker mit fragmentarischer Unkrautvegetation 89.928 359.712 

Grasweg   

Summe Bestand 89.928 359.712 

Bewertung des voraussicht l ichen Zustands nach Umsetzung der  Planung 

Fettwiese mittlerer Standorte (M 1 – Streuobst) 3.791 64.447 

Acker mit fragmentarischer Unkrautvegetation (mehrjährige 

Gras-Klee-Mischung) 

74.064 444.384 

Gebüsch mittlerer Standorte (A 1, A 2) 2.826 28.260 

Von Bauwerken bestandene Fläche (SO 2, GRZ 0,8/0,9) 3.406 3.406 

Von Bauwerken bestandene Fläche (SO 1) 2.000 2.000 

Feuerwehrwege und Löschteich 3.564 3.564 

Kleine Grünfläche (sonst. Grundstücksfläche SO 2) 378 1.512 

Summe Planung 89.929 547.473 

   

Ökopunkteüberschuss  187.761 

 Tabelle 1: Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung Schutzgut Pflanzen und Tiere 

 

Flächenart Fläche [m²] Ökopunkte 

Bodenbewer tung Bestand    

   

Lehm, L 6 Vg. L 5, Vg 84.864 565.194 

Lehm 3 V 5.065 53.993 

Summe Bestand 89.929 619.187 

   

Bewertung Planung   

Überbaubare Flächen, SO 2 (Stall und Zufahrt) 3.406 0 

Überbaubare Fläche SO 1 (2.000 m²) 2.000 0 

Löschbecken, Feuerwehrzufahrten / Wege, etc. 3.464 0 

Grasweg 317 0 

Mit Solaranlagen überbaubare und sonstige Grundstücks-

fläche SO 1 

81.059 513.914 

Summe Planung 89.929 513.914 

   

Bilanz Ökopunkte  -105.273 

 Tabelle 2: Einriffs- Ausgleichsbilanzierung Schutzgut Boden 

Für das Planungsgebiet entsteht für die aufgeführten Bodenfunktionen ein rechnerisches 

Kompensationsdefizit von 105.273 ÖP. Das verbleibende Kompensationsdefizit wird schutz-

gutübergreifend beim Schutzgut Pflanzen und Tiere durch interne Maßnahmen ausgeglichen . 
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8 Baugrund 

Als Grundlage für erforderliche Standsicherheitsnachweise, zur Beurteilung abfallrechtlicher 

Belange hinsichtlich Altlasten und zur Bewertung der Versickerungsfähigkeit der anstehenden 

Bodenschichten ist ein Bodengutachten erstellt worden [15]. 

8.1 Situation 

Die oberste Schicht besteht aus einem durchwurzelten Oberboden aus tonigem Schluff mit ei-

ner Mächtigkeit von 30 – 40 cm. Im nordöstlichen Teil lagern anthropogene Auffüllungen (Ge-

menge aus Muschelkalkbruch, Lößlehm und Verwitterungsschutt – bis max. 2,3 m Tiefe). Un-

terlagert wird diese Schicht von quartärem Lößlehm von steifer bis halbfester Konsistenz 

(0,9 m – 4,0 m. Unter dieser Schicht wurden sandige, schwach tonige und teilweise steinige 

Schluffe von überwiegend mitteldichter Lagerung und steifer bis halbfester Konsistenz lokali-

siert. Darunter bis zur Aufschlusstiefe steht stark verwitterter Dolomitstein an (Oberer Mu-

schelkalk). Die Tragfähigkeit der Schichten nimmt von oben nach unten zu. Grundwasser wur-

de nicht erbohrt, aufgrund der örtlichen Situation in Verbindung mit den bindigen Böden ist je-

doch örtlich mit Schicht- und Sickerwasser zu rechnen.  

8.2 Gründung 

PV-Module 

Die angetroffenen Schichten sind alle grundsätzlich für eine Gründung mit Rammprofilen 

geeignet. Im Bereich der anthropogenen Auffüllung können jedoch wegen des hohen Stein-

anteils Rammungen erschwert sein. Die übrigen Schichten weisen eine mäßige bis gute 

Rammbarkeit auf, jedoch können durch den Steinanteil im Verwitterungsschutt dort eben-

falls Erschwernisse auftreten. Die Rammprofile sollten mindestens 1,0 m in den Untergrund 

einbinden.  

Hal le  

Wegen der Inhomogenität der Bodenschichten wird eine Plattengründung auf einer Aus-

gleichsschicht und ggf. Bodenaustausch empfohlen. Die Fundamente sollten mindestens 

1,0 m einbinden (Frosttiefe). Bei der Gründung sind Maßnahmen zum Schutz vor Durchfeuch-

tung zu ergreifen. Bei Anlage einer Baugrube sind, abhängig von der Steifigkeit der jeweiligen 

Schicht, die maximal zulässigen Böschungswinkel zu beachten oder die Grube zu verbauen. 

8.3 Wiederverwertbarkeit des Aushubmaterials 

Die angetroffenen Böden sind bei sachgerechter Lagerung grundsätzlich für einen Wiederein-

bau geeignet. 

9 Kampfmittel 

Zur Klärung einer etwaigen Belastung mit Kampfmitteln aus dem 2. Weltkrieg wurde eine Luft-

bildauswertung in Kombination mit einer Aktenrecherche vorgenommen. Als Ergebnis ist fest-

zuhalten, dass weder Luftangriffe, Bodenkämpfe, Munitionsvernichtung noch militärischer Re-

gelbetrieb nachweisbar waren. [13] 

Diese Ergebnisse reichen zwar nicht für eine formelle Bestätigung der Kampfmittelfreiheit aus. 

Diese kann nur nach Freimessung des Geländes durch technische Methoden erfolgen. Es ist 

jedoch davon auszugehen, dass die Wahrscheinlichkeit einer Kontamination verschwindend 

gering, folglich eine technische Erkundung nicht zwingend notwendig ist. 
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10 Verhinderung von Blendeffekten 

Ursprünglich war eine durchgängige Installa-

tion von Solarmodulen auf Modultischen mit 

einer Modulunterkante von ca. 2,4 m und ei-

ner Neigung von 15° mit einer Modulausrich-

tung von einem Azimutalwinkel von 165° 

(Süd zu Ost) vorgesehen. Aufgrund von 

Großflächigkeit und Exposition muss eine 

Blendwirkung auf schutzwürdige Räume und 

relevante Verkehrswege ausgeschlossen 

werden können. Aus diesem Grund wurde 

ein Blendgutachten erstellt [12]. 

Als Ergebnis ist festzuhalten, dass schutz-

würdige Räume in der zu betrachtenden 

Entfernung nicht existent sind, eine Blend-

wirkung auf die südlich der Anlage verlau-

fende L 1125 jedoch bei höheren Sonnenständen (Monate Mai bis August bis zu einer Dauer 

von 30 Minuten nachgewiesen wurde. Die Blendwirkung wird zwar durch vorhandene Bäume 

am Straßenrand abgemildert, dieser Umstand wurde jedoch im Gutachten nicht berücksichtigt. 

Ursächlich für die Blendwirkung erwiesen sich die Modulflächen im südwestlichen und südöst-

lichen Bereich der Anlage.  

Ein Blendschutzzaun würde selbst bei einer Höhe von bspw. 4 m lediglich die untersten Modul-

reihen abschirmen. Eine Drehung der Modulausrichtung um 90° wurde vorgenannte Auswirkun-

gen vermeiden, würde jedoch deutlich zulasten der Effizienz gehen. Aus diesem Grund wird  der 

Verwendung von drehbaren Modulen (so genannten Trackern) der Vorzug gegeben, deren elekt-

ronische Steuerung so eingestellt ist, dass Blendungen vermieden werden. Diese finden nur im 

unteren Teil der Anlage Verwendung, der für die Blendwirkung ursächlich wäre. 

Das geänderte Konzept wurde nochmals gutachterlich untersucht. Die Blendfreiheit wurde in 

diesem Fall nachgewiesen. 

11 Erfordernisse des Klimaschutzes 

Unter Berücksichtigung der internationalen, europäischen und nationalen Klimaschutzziele und -

maßnahmen sollen die Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg gemäß § 10 KlimaG bis 

zum Jahr 2030 um 65 % gegenüber dem Stand von 1990 reduziert werden. Bis zum Jahr 2040 

wird die Netto-Treibhausgasneutralität angestrebt. Bei der Verwirklichung der Klimaschutzziele 

kommt u. a. dem Ausbau erneuerbarer Energien besondere Bedeutung zu. Das ist dadurch ge-

rechtfertigt, dass ca. 90 % der Treibhausgasemissionen energiebedingt sind.  

Die Lücke zwischen der voraussichtlich in Zukunft benötigten Strommenge und der mit der 

heute installierten Leistung von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien er-

zielbaren Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage benötigt wird, um diese Lücke zu 

verkleinern. Zusätzlich kommt es zum Erreichen der Klimaschutzziele auf internationaler und 

nationaler Ebene sowie auf Landesebene auch darauf an, die Treibhausgasemissionen so 

früh wie möglich zu vermindern, da die kumulierte Menge der klimawirksamen Emissionen 

entscheidend für die Erderwärmung ist. Daher kommen gemäß § 3 (1) Satz 2 KlimaG auch ge-

ringen Beiträgen zur Treibhausgasminderung Bedeutung zu. Demnach sind beispielsweise 

Abbildung 1: Ursprüngliches Konzept. Rot markiert: Berei-
che von denen Blendwirkungen ausgehen können. [12] 
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Bauherren zur Installation von PV-Anlagen auf Dächern verpflichtet, es besteht darüber hinaus 

eine Verpflichtung zur Solarnutzung auf größeren Parkplätzen (§ 23 KlimaG).  

12 Städtebauliche Werte  

Nutzung Fläche Anteil  

PV-Anlage – SO 1 / lw. Nutzfläche 82.257 m² 91,5 % 

 davon Hecke (Pflanzgebot) 2.666 m² 3,0 % 

Stallgebäude – SO 2 3.781 m² 4,2 % 

Landwirtschaftliche Nutzfläche  

(Streuobstwiese) 

3.791 m² 4,2 % 

Versorgungsfläche (Löschwasserbecken) 100 m² 0,1 % 

Summe 89.928 m² 100,0 % 

13 Dauer der Nutzung und Rechtsfolgen 

Es ist nach heutigem Kenntnisstand nicht absehbar, wie sich Technik und Nachfrage regenerati-

ver Energien künftig entwickeln wird. Es ist jedoch davon auszugehen, dass sich die Nutzung 

mindestens über die Lebensdauer der PV-Module erstreckt (im Mittel ca. 30 Jahre). Durch Aus-

fall der Wechselrichter und jährliche Leistungsdegradation der Module kann die Nutzungsdauer 

auch kürzer ausfallen. Danach kommt entweder eine Modernisierung bzw. Ertüchtigung der An-

lage in Betracht, oder ihr Abbau nebst Wiederaufnahme der vorherigen landwirtschaftlichen Nut-

zung. Im ersten Fall wären B-Plan bzw. Vorhaben- und Erschließungsplan ggf. anzupassen, im 

anderen Fall wäre der B-Plan, da funktionslos, in einem förmlichen Verfahren aufzuheben. Für 

diesen Fall ist der vollständige Rückbau der PV-Anlage sicherzustellen. 

Das Stallgebäude wird dauerhaft erhalten bleiben. Nach Aufhebung bzw. Funktionslosigkeit des 

Bebauungsplans lebt der vorherige Rechtsstand (Außenbereich, § 35 BauGB) wieder auf, mit 

der Folge, dass es als privilegiertes landwirtschaftliches Gebäude auch weiterhin seine Zuläs-

sigkeit behält. Etwaige Änderungen bzw. Erweiterungen zu diesem oder einem späteren Zeit-

punkt wären dann über ein Baugesuch realisierbar.  

14 Grundzüge der planungsrechtlichen Festsetzungen 

14.1 Allgemeine Zulässigkeitsvoraussetzungen 

In Anwendung von § 12 (3a) BauGB sollen nur solche bauliche und sonstige Anlagen zulässig 

sein, zu denen sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. Die weiter ge-

fassten Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung des Vorhabenbezogenen Bebauungs-

plans (VBP) werden im Vorhaben und Erschließungsplan (VEP) präzisiert. 

Der Vorhabenträger ist bereit, für das Bauvorhaben und die erforderlichen Erschließungsmaß-

nahmen, einen mit der Stadt abgestimmten Vorhaben- und Erschließungsplan auf eigene Kos-

ten auszuarbeiten und sich zur Planung und Durchführung der Erschließungsmaßnahmen und 

zur Realisierung des Bauvorhabens innerhalb einer noch zu bestimmenden Frist sowie zur Tra-

gung der Planungs- und Erschließungskosten in einem Durchführungsvertrag zu verpflichten. 

1.1 

14.2 Art der baulichen Nutzung 

Bei der Festsetzung handelt es sich um eine Überlagerung zweier Nutzungen: Die bisherige Nut-

zung für die Landwirtschaft bleibt im Grundsatz erhalten, wird jedoch durch ein Sonstiges Sonder-
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gebiet mit der Zweckbestimmung Photovoltaik »überlagert«. Diese Art der Festsetzung schlägt 

sich in der »doppelten« Bezeichnung »Sondergebiet / landwirtschaftliche Nutzfläche« nieder. 

Die Festsetzung als Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Photovoltaik sichert die 

geplante Nutzung für die Gewinnung regenerativer Energien. Um die Funktion der Anlage zu ge-

währleisten, sind darüber hinaus alle diesem Zweck dienenden Nebenanlagen, wie Wechselrichter, 

Transformatoren und Schaltanlagen zulässig. Zur Wahrung und Sicherung der Anlagen und um 

den Zutritt für Unbefugte weitestgehend zu verwehren, sind zudem bauliche Anlagen zur Fern-

überwachung, wie bspw. Kameramasten zulässig im Plangebiet zulässig. Weitere Schutzmaß-

nahmen sind über die örtlichen Bauvorschriften geregelt (Einfriedungen). 

Die gleichzeitige und gleichweritige Festsetzung »Landwirtschaftliche Nutzfläche« sichert 

die weitere landwirtschaftliche Nutzung, da die Fläche unter den PV-Modulen weiterhin für 

bestimmte Arten der Landwirtschaft – in diesem Fall Beweidung – geeignet ist. Zusätzlich, 

als ergänzende landwirtschaftliche Nutzung, ist in kleinerem Maßstab auch die Freilandhal-

tung von sonstiger Tierhaltung, wie Geflügel, z.  B. Hühner in 2 mobilen Ställen á 300 Tieren 

oder eine gleichwertige Haltung zulässig. Die Überlagerung beider Festsetzungen mündet in 

die Definition (SO 1 / LW 1) 

Zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Tierhaltung ist die Errichtung eines Stallgebäudes er-

forderlich, das gleichzeitig auch der Lagerung von Futter, der Unterbringung landwirtschaftlicher 

Geräte, sowie Geräten zur Wartung und Reparatur der Module dient. In diesem Fall gilt sinngemäß 

das bereits oben erwähnte. Zur genaueren Lagebestimmung wurde ein gesonderter Bereich be-

stimmt (SO 2 / LW 2) in dem diese Nutzung zulässig ist. 2 

14.3 Maß der baulichen Nutzung 

Das in den Baugebieten zulässige Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt über  

 die Grundflächenzahl (GRZ),  

 die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen 

 die untere Bezugshöhe für die Bemessung der Höhe baulicher Anlagen 

Die Kubatur der Anlagen und Gebäude ist damit hinreichend bestimmt. 3 

Grundf lächenzahl  

Die Grundflächenzahl (GRZ) gibt den Anteil der Fläche an, der durch bauliche Anlage überdeckt 

sein darf. Die festgesetzte GRZ multipliziert mit 100 ergibt den Anteil in Prozent. Die GRZ ent-

spricht den vorgesehenen Flächenversiegelungen, die sich durch die Fläche der Solarmodule, 

den Nebenanlagen, dem Stallgebäude sowie der geplanten Erschließungs- und Freiflächen-

struktur ergibt. Es handelt sich um einen in der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vorgegeben 

Maximalwert, dessen Ausnutzung durch überbaubare Flächen begrenzt wird.  

SO 1: Die Wahrung verschattungsfreier Abstände zwischen den PV-Modulen / Anlagen und ein 

nachhaltiger Umgang mit der Versiegelung von Grund und Boden ist durch eine GRZ von 0,8 

für das Plangebiet gesichert. Bei der festgesetzten Grundflächenzahl handelt es sich um die 

maximal versiegelbare Fläche, die sich durch die Projektion der Solarmodule auf den Boden 

ergibt (de facto ca. 45.000 m²). Durch die aufgeständerte Bauweise ist die tatsächliche Ver-

siegelung des Bodens weitaus geringer. Sie ergibt sich aus der Fläche, die die in den Boden 

gerammten Stützen einnehmen, den sonstigen technischen Anlagen wie Gleichrichtern und 

Transformatoren und den Flächen, die als Wege befestigt werden müssen (Feuerwehr). In 

den Festsetzungen wurde neben der GRZ die tatsächliche Flächenversiegelung – jedoch oh-
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ne die Befestigung durch Wege – mit einer zusätzlichen Flächenangabe als Obergrenze fest-

gesetzt. Beides stellt den eigentlichen Eingriff in den Boden dar. Für die Eingriffs- / Ausgleichsbi-

lanzierung werden sowohl die festgesetzte Obergrenze als auch die Fläche für die Wegbefesti-

gung herangezogen. 

SO 2: Die festgesetzte GRZ ist für das Stallgebäude gut auskömmlich. Für die Ermittlung der 

Grundfläche sind nach § 19 (4) BauNVO) jedoch zusätzlich die Flächen für Garagen und Stell-

plätze nebst ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche An-

lagen unterhalb der Geländeoberfläche hinzuzurechnen, wobei letzteres für die Planung ohne 

Belang ist. Die zulässige Grundfläche darf durch Anlagen der genannten Arten um 50 % über-

schritten werden, jedoch nur bis zu einer GRZ von 0,8. Es ist zulässig, im Bebauungsplan ab-

weichende Bestimmungen zu treffen. 

Durch die Größe der Hof- und Wegfläche, die einerseits für eine ordnungsgemäße Bewirtschaf-

tung erforderlich ist, andererseits auch in Teilen als Aufstellfläche für die Feuerwehr im Brandfall 

nachzuweisen ist, wäre eine GRZ von 0,8 nur einzuhalten, wenn SO 2 und damit die maßgebli-

che Grundstücksfläche (MGF) deutlich vergrößert würde. Diese Fläche würde dann in den Be-

reich der geplanten PV-Anlage eingreifen, was nicht erwünscht ist. Aus diesem Grund wird eine 

Überschreitung durch die genannten Anlagen bis zu einer GRZ von 0,9 zugelassen. Diese 

Überschreitung wird durch den Umstand, dass die zu erwartende GRZ in SO 1 gemäß den Vor-

haben- und Erschließungsplänen weit unterhalb von 0,8 liegen dürfte, mehr als ausgeglichen.  

Höhe baul icher  Anlagen  

Die maximale Höhe baulicher Anlagen ergibt sich aus der technischen Ausgestaltung der 

PV-Module und der Gestaltung des landwirtschaftlichen Gebäudes. Die maximal zulässige 

Höhe in SO 1 berücksichtigt einen Anstellwinkel der Tracker von bis zu 60°. Steilere An-

stellwinkel sind nicht vorgesehen. 

Bezugshöhe 

Alle Höhenangaben für die PV-Module bezeichnen den Abstand zwischen der bestehenden 

Geländeoberkante (GOK) und der Oberkante der baulichen Anlage. Die GOK ist im Plan 

durch Höhenkoten im Abstand von ca. 20 m entsprechend der durchgeführten Geländeauf-

nahme gekennzeichnet. Zur Ermittlung der jeweiligen GOK ist die geometrische Mitte der je-

weiligen PV-Module, senkrecht projiziert auf den Boden, maßgeblich oder bei sogenannten 

Trackern, die lediglich auf einer Stütze stehen, der tatsächliche Ort der Stütze. Die Höhenko-

ten sind ggf. zu interpolieren. Diese Herangehensweise ist geeignet, da es im Plangebiet kei-

ne kleinräumigen Geländeversprünge gibt.  

Die Bezugshöhe für das landwirtschaftliche Gebäude ist durch direkten Einschrieb im Planteil 

bestimmt, da wegen der Ausdehnung des Gebäudes das Gelände gesondert zu betrachten ist. 

Die Bezugshöhe ist so gewählt, dass der nördliche Teil des Gebäudes unterhalb der bestehen-

den GOK liegt; das Gelände wird auf der Nordseite des Gebäudes entsprechend abgeböscht. 

Das ermöglicht auf der Südseite einen weitgehend plangleichen Zugang ohne Aufböschungen. 

3 

14.4 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Flächen, bzw. die Flächen die von PV-Modulen überdeckt werden dürfen, 

sind im zeichnerischen Teil durch Baugrenzen festgesetzt. Die Baugrenze hält, abgesehen von 

der Nordgrenze, allseitig einen Abstand von 3,0 m ein. Diese Fläche wird für die vorgesehene 
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Heckenanpflanzungen benötigt. Im Norden, an der Grenze zur geplanten Streuobstwiese, wird 

aufgrund des Fehlens einer Hecke der Abstand auf 0,5 m verringert. Dies entspricht nach Nach-

barrechtsgesetz dem Mindestabstand zu landwirtschaftlich genutzten Flächen. Aufgrund der 

Festsetzung als Fläche für die Landwirtschaft kann dauerhaft von der Nichtbebaubarkeit der 

Fläche ausgegangen werden. Die Fläche für das landwirtschaftliche Gebäude (SO 2) ist dabei 

mit einer Knödellinie von der übrigen Nutzung abgegrenzt. 4 

14.5 Nebenanlagen 

Nebenanlagen sollen im Solarpark nicht mit unangemessener Präsenz in Erscheinung treten; 

daher sind Nebenanlagen i. S. d. § 14 BauNVO – ausgenommen Einfriedungen sowie erforderli-

che Zugänge und Zufahrten – ausschließlich innerhalb der überbaubaren Fläche zulässig. Diese 

Bestimmung dient auch der Freihaltung der festgesetzten Flächen für Pflanzgebote in den 

Randbereichen zwischen Baugrenze und Plangebietsgrenze. 5  

14.6 Verkehrsflächen 

 Wege und Zufahrten sind – soweit für die Feuerwehr erforderlich – so auszubauen, dass sie ei-

nem Gesamtgewicht von 16 t sowie einer Achslast von 10 t standhalten (Vorgabe VWV Feuer-

wehrflächen); vorgesehen ist eine Befestigung mit einer Tragschicht aus Schotter oder gleich-

wertigem Material. Für die übrigen Zufahren und inneren Wege ist keine Befestigung erforderlich 

– sie werden nur gelegentlich und bei passenden Witterungsverhältnissen befahren.  

Die Wege Flst. 1176, 1180 und 1205 sind für den regelmäßigen Verkehr von landwirtschaftli-

chen Fahrzeugen ausgebaut und entsprechend tragfähig. 

Durch das Brandschutzkonzept in Verbindung mit der Aufstellung der PV-Module ergeben sich 

insgesamt vier Zufahrten, die zwingend für die Erreichbarkeit der Anlage durch Löschfahrzeuge 

benötigt werden (→ Abschnitt 4.4 S. 20). Darüber hinaus sind für die Bewirtschaftung der Anlage 

drei weitere Zufahrten vorgesehen: Wegen der guten Erreichbarkeit vom landwirtschaftlichen 

Bewirtschafter bewirtschafteten Flst. 1171 die äußerste nordöstliche Ecke des Plangebiets am 

Weg Flst. 1176, sowie zur besseren Erreichbarkeit von Flst 1197 vom Weg Flst. 1205 aus; eine 

dritte Zufahrt ist am gleichen Weg an der Grenze zwischen 1191 und Flst. 1194 vorgesehen. Die 

Zufahrt im Südwesten (Bereich Pflanzgebot A 2) ist ausgehend vom Weg Flst 1205 über das 

landwirtschaftliche Grundstück 1197 – soweit es sich nicht im Geltungsbereich des Bebauungs-

plans befindet – zugänglich. Die Zufahrt dient der Verbindung von Flst. 1197 innerhalb und au-

ßerhalb des Geltungsbereichs durch die anzupflanzenden Gehölze hindurch: 

Da im Zuge der Realisierung geringfügige Verschiebungen der Zufahrten nicht auszuschließen 

sind, wurde wegen der höheren Flexibilität zugunsten einer textlichen Festsetzung auf eine 

Festsetzung im Planteil verzichtet. 6 

14.7 Versorgungsflächen 

Die Festsetzung dient der verbindlichen Sicherung der benötigten Löschwassermenge 

(96 m³) im Brandfall. Die planerische Bemessung (ca. 150 m³) berücksichtigt mögliche Was-

serverluste durch Leckage oder Verdunstung. Wasserentnahmen für andere Zwecke sind 

nicht vorgesehen. 7 
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14.8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft 

Eine inhaltliche Zusammenfassung hinsichtlich der Flächen und der zu ergreifenden Maß-

nahmen ist in Abschnitt 6.3 (Artenschutz) sowie Abschnitt 7 (Umweltbericht) aufgeführt. Eine 

detaillierte Beschreibung ist der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung [7] und dem Um-

weltbericht [14] zu entnehmen. 8 

14.9 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

Durch die grünordnerischen Festsetzungen wird eine optische Abschirmung des Plangebiets  

gesichert. Sie leisten damit einen Beitrag zur Minderung des Eingriffs in das Schutzgut Land-

schaftsbild. Sie dienen zudem als Rückzugs- und Brutort sowie Nahrungsrevier verschiedener 

Vogelarten und Kleintiere und verbessern darüber hinaus durch ihre länglichen Strukturen die 

lokale ökologische Vernetzung. Unter diesem Aspekt gehen sie als Maßnahme zur Minderung 

des Eingriffs in die Eingriffs- und Ausgleichsberechnung ein. Die festgesetzte Dachbegrünung 

dient als Lebensraum für Kleinsttiere, der Regenwasser-Retention, der Luftreinheit und dem 

Mikroklima. Die Gesamtheit der grünordnerischen Festsetzungen ist als »weitere Ausgleichs-

maßnahme« im Sinne des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags anzusehen. 

Die Eingrünung der Randbereiche wird an den Stellen vorgenommen, die besonders gut ein-

sehbar sind, vornehmlich die Ostseite entlang des Weges Flst. 1176, die Westseite entlang 

des Weges Flst. 1205 sowie die südliche Grenze zu Flst. 1199. 

Da davon auszugehen ist, dass für die als Naturhecke angepflanzten Gehölze dauerhafter Be-

standsschutz gilt, soll eine Zerschneidung einzelner Flurstücke durch Hecken verhindert werden, 

da auf diese Weise eine spätere sinnvolle Wiederaufnahme der ackerbaulichen Bewirtschaftung 

deutlich erschwert wird. Aus diesem Grund ist im südwestlichen Bereich von Flst.1198), Pflanz-

gebote mit Einzelsträuchern formuliert (A 2), welche bei Aufgabe der Nutzung entfernt werden 

und die (in Gruppen) so gepflanzt werden können, dass eine Durchfahrt problemlos möglich ist. 

Wegen notwendiger Zufahrten entsprechend den Festsetzungen Ziffer 6 (Verkehrsflächen) muss 

der Pflanzstreifen (A 1) unterbrochen werden (8 m); durch eine entsprechende Festsetzung wird 

diese Möglichkeit abgesichert.  

Da die Obstbaumbestände der östlich angrenzenden Flächen auf Flst 1183, 1186 sowie 1194 

bereits eine landschaftliche Einbindung bzw. Eingrünung der Anlage gewährleisten, ist in den 

Bereichen, die von den Bäumen abgedeckt werden, eine Randeingrünung zunächst nicht erfor-

derlich. Auf die Dauerhaftigkeit des Baumbestands hat der Investor jedoch keinen Einfluss. Da-

her muss für den Fall vorgesorgt werden, dass die Bäume zu einem späteren Zeitpunkt ent-

nommen werden, so wie es bereits vor wenigen Jahren auf Flst. 1185 geschehen ist. Für diesen 

Fall ist daher die nachträgliche Anpflanzung einer Hecke vorgesehen (A 4). Es ist davon auszu-

gehen, dass der Obstbaumbestand seine abschirmende Wirkung in den Bereichen verliert, in 

denen mehr als die Hälfte der Bäume entfernt werden. Im Falle einer nachträglichen Bepflan-

zung gilt in den Bereichen, die Flst. 1194 durchschneiden, sinngemäß das Gleiche wie für Flst. 

1197 (Pflanzgebot A 2, s. o.). Die planungsrechtliche Sicherung dieser quasi als Ersatzvornahme 

dienenden Maßnahme erfolgt über § 9 (2) BauGB. 

Gemäß § 9 (2) Nr. 2 BauGB kann in besonderen Fällen festgesetzt werden, dass bestimmte 

festgesetzte bauliche oder sonstige Nutzungen nur bei Eintritt bestimmter Umstände zulässig 

oder unzulässig sind. Dieser Umstand ist hier der Wegfall der angrenzenden Bäume. In die-

sem Fall wird demnach das Pflanzgebot A 4 wirksam. 9  
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14.10 Nutzungsaufgabe und Rückbau 

Entsprechend der Ausführungen in Abschnitt 13 (Dauer der Nutzung und Rechtsfolgen) wird 

die Folgenutzung der Fläche nach Aufgabe der Solarnutzung planungsrechtlich abgesichert. 

Maßgeblich ist Absatz 2 des § 9 BauGB, nachdem in besonderen Fällen bestimmt werden 

kann, dass bestimmte der in ihm festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzungen und Anla-

ge nur für einen bestimmten Zeitraum zulässig bzw. – was hier zutreffend ist – nur bis zum 

Eintritt bestimmter Umstände zulässig oder unzulässig sind. Die Folgenutzung ist dabei fest-

zusetzen. 10 

15 Grundzüge der örtlichen Bauvorschriften 

15.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

Um das Erscheinungsbild der Solaranlage, als auch der für die Weiterverarbeitung notwendi-

gen baulichen Anlagen zu regeln, ist die Gestaltung der baulichen Anlage und der PV-Module 

zur Einbindung in die Landschaft gestalterisch festgesetzt.  

Aus baugestalterischen Gründen sowie zugunsten eines harmonischeren Landschaftsbildes 

sind Dächer der baulich errichteten Nebenanlagen als begrünte Flachdächer auszuführen. Die 

geforderte Dachbegrünung leistet einen gestalterischen Beitrag, dient aber auch der Minde-

rung des Eingriffs entsprechend der Ausführungen in Abschnitt 7 (Umweltbericht). Im Falle des 

landwirtschaftlichen Betriebsgebäudes bietet es sich hingegen an, den nach Süden geneigten 

Teil des Daches ebenfalls mit PV-Modulen zu belegen. Das Verbot von unbeschichteten 

Schwermetallen vermeidet den Eintrag schädlicher Substanzen in den Boden. 1 

15.2 Werbeanlagen 

Aufgrund des Erhalts eines natürlichen Landschaftsbildes sind Werbeanlagen mit dem Hin-

weis an Gebäudefassaden oder an der Grundstücks-Einfriedung nur mit beschränkter Größe 

zulässig. Zum Schutz des Landschaftsbildes und um unnötige Einwirkungen durch Lichtemis-

sionen auf die Tierwelt zu vermeiden, sind beleuchtete Anzeigen untersagt. 2  

15.3 Gestaltung unbebauter Flächen  

Freif lächen 

Die nicht überbauten Flächen – soweit nicht für Wege genutzt – sollen zum Zweck der vorge-

sehenen Beweidung als landwirtschaftliche Grünfläche angelegt werden. 3  

Oberf lächen von Wegen 

Befestigte Wege sind mit Ausnahme von Feuerwehrwegen mit wasserdurchlässiger Oberfläche 

herzustellen, um den Eingriff in das Schutzgut Boden gering zu halten. Durch diese Festsetzung 

wird die Forderung von § 3 (2) WHG (vorrangige Versickerung von Niederschlagswasser) erfüllt. 

Die von der Feuerwehr zu befahrenden Bereiche müssen einem Gewicht von 16 t bzw. einer 

Achslast von 10 t standhalten können. Dies ist nur mit einer entsprechenden (wasserdurchlässi-

gen) Befestigung der Wege, z. B. mit Schotter oder gleichwertigen Materialien, zu erreichen. 

Einf r iedungen 

Einfriedungen dienen dem Schutz der Anlage vor unbefugtem Zutritt, Diebstahl oder Beschädi-

gung der PV-Module. Um den baugestalterischen Absichten einer solchen PV-Freiflächenanlage 

innerhalb eines landschaftlichen Naturraumes zu entsprechen, sind Einfriedungen ausschließ-
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lich in den Erdtönen wie Braun, Anthrazit und Grün, sowie als Leichtbauweise in Form von Stab-

gitterzäunen zulässig. Zum Erreichen eines besseren Erscheinungsbildes und damit eines ge-

ringeren Eingriffs in das Schutzgut Landschaftsbild sind Einfriedungen hinter den zu pflanzen-

den Hecken zu errichten. Die Hecken dienen somit als Vorpflanzung und kaschieren die techni-

sche Anmutung der Stabgitterzäune.  

Der einzuhaltende Abstand zum Boden gewährleistet die Durchgängigkeit für Kleintiere. 3  

15.4 Versorgungsleitungen 

Um eine unnötige Beeinträchtigung des Landschaftsbildes zu vermeiden, sind Niederspan-

nungsfreileitungen unzulässig. 4  

16 Anmerkungen zu den Hinweisen 

16.1 Belange des Denkmalschutzes 

Bei Grabungen ist nicht auszuschließen, dass archäologisch wichtige Funde zutage treten. 

Die Finder sind zur Anzeige verpflichtet. Das Denkmalrecht regelt und sichert die fachgerechte 

Bergung der Funde und fallweise weitere Erforschungen des Grabungsfeldes. 1 

16.2 Bodenschutz, Altlasten und Grundwasserschutz  

Das Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) verfolgt das Ziel, nachhaltig die Funktionen 

des Bodens zu sichern oder wiederherzustellen (Bodenschutz). Hierzu sind schädliche Bo-

denveränderungen abzuwehren, der Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte Ge-

wässerverunreinigungen zu sanieren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den 

Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürl i-

chen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit 

wie möglich vermieden werden. Das Gesetz gilt als Bundesgesetz unabhängig vom Bebau-

ungsplan. 

Zum Schutz des Grundwassers ist der Eintrag von boden- bzw. grundwasserschädlichen Stof-

fen, insbesondere Schwermetallen, zu vermeiden, bzw. bedarf einer gesonderten wasser-

rechtlichen Prüfung. 2 

16.3 Geotechnik, Geologie und Geotope 

Die über diesen Hinweis abzurufenden Informationen können bei der Beurteilung des Unter-

grunds hilfreich sein. 3 

16.4 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-

tur und Landschaft 

Eine inhaltliche Zusammenfassung hinsichtlich der Flächen und zu ergreifenden Maßnahmen 

ist in Abschnitt 6.3 (Artenschutz) aufgeführt. Eine detaillierte Beschreibung ist der speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung [7] und dem Umweltbericht [14] zu entnehmen.  

Die Vorschriften wurden, soweit es sich um Maßnahmen ohne Flächenbezug innerhalb des 

räumlichen Geltungsbereichs, bzw. um Flächen und Maßnahmen mit oder ohne Flächenbezug 

außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs handelt, in die Hinweise zum Bebauungsplan 

aufgenommen. Förmlichen Festsetzungen, die Flächen außerhalb des Geltungsbereichs des 

Bebauungsplans betreffen oder die innerhalb oder außerhalb Handlungsweisen beschreiben, 

fehlt die Rechtsgrundlage; dies gilt hier umso mehr, da sich die externen Ausgleichsflächen 



STADT MÜHLACKER  VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN »FREIFLÄCHEN-PHOTOVOLTAIK-ANLAGE GEWANN SEITE« 

GEMARKUNG GROßGLATTBACH BEGRÜNDUNG 

40 Stand: 20.12.2023 

außerhalb der Gemarkung Mühlacker (Gemarkung Wiernsheim) befinden. Die öffentlich-

rechtliche Sicherung erfolgt, indem der Umweltbericht bzw. die artenschutzrechtliche Prüfung 

integraler Bestandteil des Bebauungsplans werden und darüber hinaus über einen städtebau-

lichen Vertrag, bzw. Durchführungsvertrag zusätzlich gesichert sind. 

16.5 Artenverwendungsliste 

Die Artenverwendungsliste hebt auf heimische, standortgerechte Gehölze ab. Es ist jedoch 

nicht auszuschließen, dass bestimmte Gehölze aufgrund erwartbarer klimatischer Verände-

rungen zukünftig nicht mehr geeignet bzw. andere, momentan »nichtheimische« Gehölze, 

standortgerecht sein können. Durch die Aufnahme zu den Hinweisen wird durch eine flexibler 

zu handhabende »Empfehlung« diesem Umstand Rechnung getragen. 5 

16.6 Leitungen 

Die Hinweise wurden aufgrund der Anregungen eines Leitungsträgers aufgenommen. Ihre 

Beachtung sichert die Funktion der Leitungen während der Bauzeit und des Betriebs der An-

lage und vermeidet etwaige Schadenersatzforderungen. 6 

16.7 Technische Vorschriften und Normen 

Die Kommunen sind verpflichtet, alle im Bebauungsplan zitierten, nicht öffentlich zugänglichen 

technischen Vorschriften und Normen zur Einsicht vorzuhalten, soweit sich daraus ein Rege-

lungsinhalt ableiten lässt. 7
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